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Von Norbert Wallet

Die Kostenspirale in der Pflegeversicherung 
dreht sich immer weiter.  Menschen, die 
dauerhaft in Pflegeheimen untergebracht 
sind, sind verletzlich, oft krank und sehr alt, 
jedenfalls nicht mehr in der Lage, durch 
eigene Initiative die finanziellen Belastun-
gen zu senken. Umso ärgerlicher ist der Be-
fund, dass hier die Finanznöte einer solidari-
schen Sozialversicherung kein zwangsläufi-
ges Schicksal, sondern politisch herbeige-
führt sind. Im Umkehrschluss  heißt das al-
lerdings auch, dass Abhilfe geschaffen wer-
den könnte, wenn nur der politische Wille 
dazu bestünde.

Wie in anderen Sozialversicherung auch, 
verschiebt der Staat Kosten, die von der All-
gemeinheit, also aus dem Steuertopf gezahlt 
werden müssten, auf die Pflegeversicherung, 
weil das im Zweifel bequemer ist als der 
Streit mit dem Bundesfinanzminister Chris-
tian Lindner. Dazu zählt die Übernahme der 
Rentenbeiträge pflegender Angehöriger 
durch die Pflegeversicherung. Ohne die Be-
lastung hätte die Pflegeversicherung im ver-
gangenen Jahr 3,6 Milliarden Euro mehr ge-
habt. 

Es kommt ein Strukturproblem hinzu. 
Eine wirkliche Solidarversicherung lebt da-
von, dass starke Schultern ihren fairen Bei-
trag leisten. Wenn aber „gute Risiken“ mit 
hohem Einkommen in die private Pflegever-
sicherung ausweichen können, gerät das 
System aus der Balance. Hier muss ein Aus-
gleich geschaffen werden.   

 Produkt staatlicher 
Bequemlichkeit
Die Finanznöte der Pflegeversicherung 
sind kein zwangsläufiges Schicksal, 
sondern politisch herbeigeführt.

BERLIN/BRÜSSEL.  Die AfD-Delegation grün-
det im neuen Europaparlament eine Frak-
tion mit anderen Rechtsparteien. Ein Spre-
cher von Co-Parteichefin Alice Weidel bestä-
tigte einen entsprechenden Bericht der 
„Welt“. 25 Abgeordnete aus acht Ländern 
sollen zunächst der neuen Fraktion angehö-
ren –  darunter 14 AfD-Politiker. Die   anderen 
elf kommen aus Polen, Tschechien, der Slo-
wakei, Ungarn, Bulgarien, Litauen und 
Frankreich. Damit wären die Voraussetzun-
gen für die Bildung einer Fraktion, nämlich 
mindestens 23 Abgeordnete aus sieben Mit-
gliedstaaten, erfüllt. 

Die AfD tut sich unter dem gemeinsamen 
Namen „Europa Souveräner Nationen“ zu-
sammen mit kleinen Parteien, die extrem 
nationalistische, Euro- und Nato-skepti-
sche, EU-feindliche, teils prorussische und 
im Fall der polnischen Konfederacja sogar 
antisemitische Positionen vertreten.  

Große Rechtsparteien verschiedener 
Länder hatten bereits vorgelegt und sich 
kürzlich zu einem neuen Bündnis namens 
„Patrioten für Europa“ im neu gewählten 
EU-Parlament zusammengeschlossen. Mit 
dabei sind unter anderem die Fidesz von 
Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban, 
das rechtsnationale Rassemblement Natio-
nal aus Frankreich, die an Italiens Regierung 
beteiligte nationalistische Lega, die FPÖ aus 
Österreich und die ANO aus Tschechien.

Der vom Bundestag ins EU-Parlament 
wechselnde AfD-Abgeordnete Petr Bystron, 
gegen den vor der Europawahl nach Berich-
ten über mögliche Russlandverbindungen 
Ermittlungen wegen des Verdachts der Be-
stechlichkeit und Geldwäsche aufgenom-
men wurden, sprach von einem „Erfolg für 
die AfD“. Die Europawahl habe das Gleichge-
wicht im Europaparlament verschoben. Dies 
sei das Ende der linken Mehrheiten. AFP/dpa

AfD bildet eigene Fraktion 
im EU-Parlament
Einen Monat nach den Wahlen sortiert sich das Rechtsaußen-Lager in 
Brüssel neu. Das Bündnis soll „Europa Souveräner Nationen“ heißen.

WASHINGTON. Nato-Staaten machen jetzt 
Tempo bei der Ausrüstung der Ukraine mit 
westlichen Kampfflugzeugen: Der Transfer 
von F-16-Kampfjets sei bereits im Gange, 
kündigten die USA, die Niederlande und Dä-
nemark in einer gemeinsamen Erklärung am 
Rande des Nato-Gipfels in Washington an. 
Damit könnten die Maschinen noch diesem 
Sommer zur Abwehr des russischen An-
griffskrieges zum Einsatz kommen. 

Das Bündnis sichert der von Russland an-
gegriffenen Ukraine zudem zu, dass sie auf 
ihrem Weg in das Verteidigungsbündnis 
nicht mehr aufgehalten werden kann.  In dem 
Text wird noch einmal betont, dass eine for-
melle Einladung zum Beitritt erst ausge-
sprochen werden kann, wenn alle Alliierten 
zustimmen und alle Aufnahmebedingungen 
erfüllt sind. dpa

Ukraines Weg 
in Nato nun 
„unumkehrbar“
Nato-Staaten liefern nun   die lange 
versprochenen Kampfflugzeuge  an 
das kriegsgebeutelte Land. 

Von Uwe Bogen

STUTTGART. 50 000 Euro Standmiete sollen 
die Wirte in der EM-Fanzone am  Schloss-
platz in der Landeshauptstadt zahlen. Viel 
zu viel, finden diese und halten die Zahlung 
erst einmal zurück. Scharfe Kritik üben sie an 
der Veranstaltungsgesellschaft in.Stuttgart.  
Dass zwei zusätzliche Fan-Treffpunkte im 
Stadtgarten und Schlossgarten eingerichtet 
wurden, habe man in  Vorgesprächen den 
Standbetreibern vorenthalten. Diese alter-
nativen Zonen hätten ihnen   „wichtige Um-
sätze“ gekostet  – die  Fanmassen  seien an der 
Innenstadt  vorbei geführt worden.

 Andreas Kroll, der Chef von in.Stuttgart, 
sagt, die Sorgen der Wirte „wische er nicht  
weg“. Die Fan Meeting Points habe man erst 
spät auf Wunsch der nationalen Fußballver-
bände beschlossen. Weil sich  das Sommer-
märchen von 2006  nicht wiederholt habe, al-
lein  schon wegen des Wetters, seien die  Fan-
zonen oft schlechter besucht als erhofft. 
Kroll verweist  auf „das unternehmerische 
Risiko“, will sich aber nach der EM mit den 
Gastronomen  zusammensetzen. 

Ein   Wirt rechnet   vor:  An Spieltagen zahle 
er an Standmiete  1800 Euro, hinzu kämen 
Kosten für Personal und Logistik. Bei 
Deutschland-Spielen habe er bis zu 12 000 
Euro eingenommen,    an anderen Tagen 400 
Euro. Die Wirte fordern,  die Gebühren zu re-
duzieren.  Kroll verweist darauf, dass darüber 
nur   die Stadt als Besitzerin von in.Stuttgart, 
entscheiden könne –  also der Gemeinderat. 

Streit um hohe 
Kosten in den 
Fanzonen der EM 
Die Fußball-EM sorgt in Stuttgart  nicht 
nur für Begeisterung.  Wirte   der 
Fanzonen erheben schwere Vorwürfe.

Wetter

Mittags 26° | Nachts 17°

Erst freundlich, dann 
Quellungen und  Schauer
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Einst von Messi gebadet, verzückt
 Lamine Yamal nun die Fußballwelt
 Ein altes Foto zeigt: Schon ganz früh kam 
Spaniens EM-Star Lamine Yamal mit Lionel 
Messi in Kontakt.   

Nach 131 Länderspielen beendet Thomas 
Müller offenbar seine DFB-Karriere  
 14 Jahre spielte Thomas Müller für Deutsch-
land. Nun beendet der Publikumsliebling 
des FC Bayern nach Informationen der Bild-
Zeitung  seine Karriere in der Nationalelf. 

Mbappé „demaskiert“: Enttäuschendes 
Frankreich sagt Adieu
Frankreich ist weit hinter allen Erwartungen 
zurückgeblieben. Kylian Mbappé verlässt 
das Turnier als gescheiterte Symbolfigur.

      Die EM in Kürze

BERLIN.  Die Eigenanteile für Menschen in 
Pflegeheimen sind erneut gestiegen. Wie 
eine  Auswertung des Verbandes der Ersatz-
kassen (vdek) ergab, müssen Pflegebedürfti-
ge für das erste Aufenthaltsjahr derzeit 
durchschnittlich 2871 Euro pro Monat selbst 
bezahlen. Das sind 211 Euro mehr als ein Jahr 
zuvor. Sowohl der Verband als auch Patien-
ten- und Verbraucherschützer forderten die 
Ampel-Regierung zum Gegensteuern auf.

Für das zweite Jahr in der Pflegeeinrich-
tung stieg die monatliche Zuzahlung der 
Auswertung zufolge um 233 auf aktuell 2620 
Euro. Im dritten Aufenthaltsjahr müssen 
2284 Euro selbst gezahlt werden – 169 Euro 
mehr als im Vorjahr, im vierten 1865 Euro 
und damit 91 Euro mehr. AFP
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Kosten für 
Pflegeheime 
steigen weiter
Pflegebedürftige in Heimen müssen 
immer tiefer in die eigene Tasche 
greifen, das  zeigt eine Auswertung.

Basis: Baden-Württemberg,
Bevölkerung ab 18 Jahre

Grafik: Locke
Quelle: IfD-Allensbach

Wie bewerten Sie die Schulpolitik 
der Landesregierung
Angaben in Prozent

Bevölkerung 
gesamt

unentschieden,
kann ich nicht

beurteilen
21

gut
24

sehr gut
4

14
gar nicht

 gut
37
weniger gut

Gymnasium  trifft auf  Zustimmung (70 Pro-
zent), ähnlich wie die  Wiedereinführung 
einer verbindlicheren Grundschulempfeh-
lung  (62    Prozent).  Zwar schneiden die 
Schulen selbst in der Bewertung der Bevöl-
kerung deutlich besser ab als die Politik. 
Aber aktuell finden nur noch 47 Prozent   
ihre Arbeit gut oder sehr gut.  Vor zehn Jah-
ren fiel das Urteil  laut dem  Allensbacher 
Institut   bei 75 Prozent  positiv aus.    „Vor 
dem Hintergrund der Bedeutung des 
Themas für die Zukunft des Landes 
und auch im Vergleich zum Urteil 
über andere Politikfelder ist das 
Zeugnis, das die Bevölkerung 
der Landesregierung hier aus-
stellt, jedoch keinesfalls das 
schlechteste“, schreiben die Mei-
nungsforscher.     

  Mehr als die Hälfte  der Bevölke-
rung  nimmt die aktuelle Lage negativ 
wahr. Ihre  Stimmung für die nächsten 
zwölf Monate ist von Skepsis (28 Pro-
zent) oder  sogar von Be-
fürchtungen (26) gekenn-
zeichnet. 32 Prozent schau-
en mit Hoffnungen 
nach vorn. 
Leitartikel

BaWü-Check Eine Umfrage der Südwest-Verlage zeigt: Jeder zweite 
Baden-Württemberger fällt ein  kritisches Urteil über die Schulpolitik 
der Landesregierung.    Siebzig Prozent bejahen die Rückkehr zu G9.  

Aktuell finden nur noch 47 Prozent   der Befragten 
die Arbeit der Schulen gut oder sehr gut.
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Von Bäbel Krauß

STUTTGART. Jeder zweite Bürger Baden-
Württembergs  stellt   der grün-schwarzen 
Bildungspolitik   ein  kritisches Zeugnis aus. 
Das hat der jüngste BaWü-Check, den das 
Institut für Demoskopie in Allensbach  im 
Auftrag der Südwest-Zeitungsverlage erho-
ben  hat, ergeben. 28 Prozent  insgesamt 
stellen der Landesregierung für ihre Bil-
dungspolitik ein gutes oder sehr gutes 
Zeugnis aus. Bei den Eltern schulpflichtiger 
Kinder, die direkten Einblick in die aktuelle 
Wirklichkeit in den Klassenzimmern ha-
ben, ist der Anteil   deutlich höher (37 Pro-
zent).  In beiden Testgruppen zieht 51 Pro-
zent der Befragten eine weniger oder gar 
nicht gute Bilanz. 

Damit bekommen Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann,  Kultusministerin 
Theresa Schopper (beide Grüne) und die 
CDU als aktueller Koalitionspartner auch 
die Quittung für wachsende Probleme an 
den Schulen.   Lehrermangel, zunehmende 
Gewalt  und  mangelnde Deutschkenntnisse 
vieler Kinder und Jugendlicher  machen den 
meisten Bürgern dabei die größten Sorgen.  

Die vor kurzem von Grün-Schwarz be-
schlossene Rückkehr zum neunjährigen 

DORTMUND. England bestreitet das Endspiel 
der Fußball-Europameisterschaft in 
Deutschland gegen Spanien. Das Team von 
Trainer Gareth Southgate setzte sich am 
Mittwochabend in Dortmund mit 2:1 (1:1) 
gegen die Niederlande durch und spielt am 
Sonntag  im Finale in Berlin.  RB Leipzigs Xavi 
Simons brachte die Niederländer nach sie-
ben Minuten  in Führung, ehe Harry Kane 
einen Strafstoß zum 1:1 verwandelte. Damit 
ist der Kapitän der Three Lions mit nun sechs 
Treffern der alleinige Rekordtorjäger in 
K.-o.-Spielen der EM-Geschichte.  Die erneu-
te Führung verpasste Denzel Dumfries mit 
einem Kopfball an die Latte.  Aber  auch die 
Engländer hatten einige Möglichkeiten. Die 
Entscheidung fiel dann  erst in der 90. Minute 
nach einem Treffer des eingewechselten Ol-
lie Watkins. dpa

England folgt 
Spanien 
ins EM-Finale
Die englische Elf  schlägt die 
Niederlande in Dortmund mit 2:1 – 
dank eines späten Treffers.

Bürger im Land geben 
Grün-Schwarz miese 
Noten  bei der Bildung
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